Liebe Frau Jelpke , Lieber Herr Brendel !

Die friedensengeligen  Aktivitäte der  deutschen Kanzlerin  berechtigen  die Bundesregierung nicht weiterhin  falsche Behauptungen 1.  über die Vergangenheit  und 2. über das internationale Recht zu verbreiten.
Insbesondere  ist es gelogen , zu behaupten die Griechen hätten auf ihre Ansprüche  aus dem WW2 verzichtet. 

Deswegen habe ich dem Herren Bundespräsidenten einen offenen Brief geschrieben , um ihm mit sanften und einfachen Worten  die Rechtslage zu erklären , ohne  dass es   im  Detaill notwendig ist  auf die abstrusen Behauptung der Regierung Merkel einzugehen, dass ein freudiges und wohlwollendes zur Kenntisnehmen des 2+4 Vertrages in der Schlussakte  von Paris seitens der griechischen Regierung  die Reparationsfrage  erledigt habe. 
Mitnichten kann von einem Verzicht auf solche Forderungen  ausgegangen werden. Ein Verzicht im Völkerrecht ist ein mindestens zweiseitiger Vertrag. 
Zu seiner Gültigkeit  bedarf  es a.) der genauen Bezeichung des Verzichtsobjektes   , b.) der ausdrückliche  Erklärung  eines Angebotes zu einem solchen Rechtsverzicht  dem Schuldner  gegenüber und  umgekehrt  c ) eine  ausdrückliche  Annahme das Verzichtsangebotes  und viceversa eine Annahmerklärung des Verzichtenden .Das alles liegt nicht vor. 
Über die  Form  möchte ich hier  garnicht sprechen. Auch diese läßt wünschen. 

Nachdem  jedoch ausdrücklich im Londoner Schuldenabkommen  den einzelnen Geschädigten  Individuen ein Entschädigungsanspruch zugesprochen wurde der - nach deutscher Auslegung  gestundet worden war , wie selbst der Bundesgerichtshof festgestellt hatte, kann und konnte  die griechische Regierung  überhaupt nicht mehr für ihre Staatsbürger über diesen Anspruch - auch wenn er nur abstrakt  anerkannt wurde -  verfügen.
Jedweder  Verzicht  wäre unwirksam , wegen mangelnder  Inhaberschaft  des Rechtes  auf das  man verzichten  möchte. 

Die gr. und ital.  Geschädigten von Verbechen der  Wehrmacht ,  sind deswegen nach wie vor berechtigt  , Klage  auf Entschädigung vor dem zuständigen Gericht zu erheben. 

Der Umstand , daß in Deutschland  das juristische Persona und sogar fortschrittliche  Juristen  diese Rechtslage (siehe meinen Offenen Brief in der Anlage )  nicht sehr eindeutig  vertreten, hängt wohl mit  ihrer  spezifischen   Sozialisation zusammen. 
Im übrigen haben bezahlte Lügenprofessoren seit  5o Jahre  Abfallpapier produziert und Gehirne verschmutzt . 

Ich erwarte  mindestens  eine , wenn nicht sogar mehrer Beleidungsklagen . 

Und wünsche   Euch  ein schönes Wochenende und einen aufrechten Gang . 

Herzlich Jo.Lau 

